
4

Politik & Wirtschaft
Samstag, 16. August 2025

Simon Schmid

«DerSchokoladenmarkt ist knall-
hart», sagt Daniel Bloch. «Wenn
mandenPlatz in derDistribution
erst einmal verloren hat, ist man
weg vom Fenster.»

Überlegungen dieser Art ha-
ben den Chef der Schokoladen-
fabrik Camille Bloch dieseWoche
dazu bewogen, eine kontroverse
Idee zu lancieren. Eine, die noch
nicht aus der Wirtschaft zu hö-
ren war: Der Bund könnte einen
Teil derZölle bezahlen,welchedie
USA seit kurzem auf Schweizer
Exporte erheben. Bloch schwebt
dabei vor, dass der Staat etwa
20 Prozent der Einfuhrgebühr
übernehmen würde, die Donald
Trump jüngst auf 39 Prozent
festgelegt hat. Damit könnte das
Unternehmen aus dem Berner
Jura zumindest gegenüber seinen
Konkurrenten aus derEUwettbe-
werbsfähig bleiben, sagt Bloch.

Für Exporteure aus der EU
gilt in den USA nun ein Zoll von
15 Prozent. Diesen Nachteil aus-
zugleichen, sei essenziell fürCho-
colats Camille Bloch. Die Firma
erwirtschaftet den Grossteil des
Umsatzesmit denRiegelnRagusa
und Torino und produziert aus-
schliesslich in der Schweiz.

Wirtschaftspolitischer
Tabubruch
Politisch brisant ist dieser Vor-
schlag,weil direkte Staatshilfe in
derWirtschaftspolitik als verpönt
gilt – sofern sie nicht an Bauern
geht. Darüber hinaus ist es nicht
konformmit denRegelnderWelt-
handelsorganisationWTO,wenn
LänderdenExportvonProdukten
finanziell unterstützen.

Es überrascht daher nicht,
dass Blochs Idee inWirtschafts-
kreisen nicht auf Begeisterung
stösst. Es brauche keine «indus-
triepolitischen Massnahmen»,
sagt Rudolf Minsch, Cheföko-
nom von Economiesuisse, son-
dern ein generelles «Massnah-
menpaket zur Stärkung desWirt-
schaftsstandortes». Wichtig sei,
die generelle Kostenlast für Un-
ternehmen zu reduzieren.

Ähnlich äussert sich derTech-
verband Swissmem, der ein ent-
sprechendes Zehnpunktepro-
grammvorgelegt hat. Dieses ent-
hält diverse Forderungen: gegen
zusätzliche Regulierungen, für
Erleichterungen bei derAusfuhr
von Kriegsmaterial, für tiefere
Strompreise, für Innovationsbei-
träge und für einen verbesserten
Marktzugang in diverse Länder.

Als Notmassnahme wird auch
eine Ausweitung der Kurzarbeit
von 18 auf 24 Monate gefordert.

Für Bloch klingt das alles gut
und recht. Und auch er sagt:
«Ich bin keiner, der in schwie-
rigen Situationen sofort zum
Staat rennt.» Doch es nütze sei-
nem Unternehmen wenig, jetzt
Kurzarbeit zu beantragen.Damit
würde die Produktion gedros-
selt und Lieferungen in die USA
ausgesetzt, während die Beleg-
schaft auf Kosten derAllgemein-
heit untätig herumsitze. «Ziel-
führender und auch günstiger
wäre, das Geld dafür einzuset-
zen, dass weiter exportiert wer-
den kann und dass die Absatz-
kanäle erhalten bleiben.»

Der 62-Jährige, der das Fa-
milienunternehmen mit Sitz in
Courtelary BE in dritter Genera-
tion leitet, beruft sich auch auf
eine Besonderheit, von der sei-
ne Branche einst profitierte: das
Schoggigesetz, das bis 2019 galt.
DerBund zahlte dabei Exportför-
derbeiträge an Nahrungsmittel-
hersteller, um die hohen Kosten

auszugleichen, die diesen beim
Einkauf der teuren, einheimi-
schen Agrarrohstoffe entstan-
den.Weil diese Zahlungen nicht
WTO-konformwaren,wurden sie
durch exportunabhängige Beiträ-
ge anMilch- undGetreideprodu-
zenten ersetzt.Diesemachten zu-
letzt rund 100Millionen Franken
aus. Laut Bloch könnte der Bund
– imGeist des Schoggigesetzes –
zusätzlich dazu vorübergehend
einen Zollausgleich für Exporte
in die USA einführen. Er erach-
tet eine solche Förderung als le-
gitim, da sich auch die USA un-
terTrumpnicht an die Regeln der
WTO halten.

Dass gerade kleineren Schoko-
ladeproduzenten wie Camille
Bloch, die nicht über Produkti-
onsstandorte im Ausland ver-
fügen, damit zielgerichteter ge-
holfen wäre als mit Kurzarbeit,
leuchtet ein. Subventionen hel-
fen einerFirmadann,wenn es ein
Problemauf derKostenebenehat.
Kurzarbeitmacht demgegenüber
Sinn,wenn auf demAbsatzmarkt
eineNachfrageschwächeherrscht
– so wie es etwa während der
Pandemie der Fall war, als auch
Camille Bloch von diesem Inst-
rument Gebrauch machte.

Sehr kostspielige
Exportsubventionen
Ob eine Exportsubvention à la
Schoggigesetz fürden Staat auch
günstigerwäre als die Kurzarbeit,
sowie es Bloch behauptet, ist in-
des fraglich. Eine Überschlags-
rechnung zeigt die Dimensionen
dazu auf. Camille Bloch erwirt-
schaftet in denUSAeinenUmsatz
von 1,2 Millionen Franken. Wür-
de der Bund nun 20 Prozent der
US-Zölle übernehmen, so würde

das rund 250’000 Franken pro
Jahrkosten.Diese Summescheint
noch überschaubar.

Doch auf Camille Bloch ent-
fällt nur ein Hundertstel der ge-
samten Schweizer Schoggiexpor-
te in die USA. Rechnet man die
Zollsubventionen auf die ganze
Industrie hoch, so landet man
bereits bei 20Millionen pro Jahr.

Die Schokoladeexporte ih-
rerseits machen aber nur einen
Bruchteil allerExporte in dieUSA
aus. Diese liegen in der Grössen-
ordnung von 50 Milliarden. Eine
20-prozentige Zollsubventionda-
raufwürde – je nachdem,obman
Pharmaproduktemit einrechnet,
die aktuell von den US-Zöllen
ausgenommen sind –mit rund 3
bis 10Milliarden zu Buche schla-
gen.Alsomit bis zu einemAchtel
des Bundesbudgets.

Zum Vergleich: Für die Kurz-
arbeit gab der Bund vergange-
nes Jahr knapp 200 Millionen
aus. Im Jahresmittel waren gut
11’000Mitarbeitende von Firmen
für die Kurzarbeit angemeldet.
Rechnet man grosszügig damit,
dass sich diese Zahl wegen den
US-Zöllen verfünffacht (Schät-
zungen zufolge könnten meh-
rere Zehntausend Arbeitsplätze
betroffen sein), so kommt man
auf total eine Milliarde, die der
Bund jährlich ausgeben müsste.

«Nicht nach dem
Giesskannenprinzip»
Das ist deutlich günstiger als
eine Exportsubvention auf brei-
ter Front. Mit aus diesem Grund
sindPolitikerwie derMitte-Präsi-
dent PhilippMatthias Bregyskep-
tisch.«Unterstützungsleistungen
müssen zielgerichtet sein und
sollten nicht dem Giesskannen-
prinzip unterliegen.»MancheFir-
menwürdendie Zölle auch selbst
verkraften können. SP-Co-Präsi-
dent Cédric Wermuth begrüsst
es zwar, dass sich Unternehmen
mit Ideen melden. «Womöglich
braucht es für bestimmte Bran-
chen besondere Massnahmen»,
sagt er. Doch auch er hält es für
problematisch,wenn die Schweiz
offiziell Trumps schädliche Zoll-
politik subventionieren würde.

Bloch selbst ist sich dieser
Schwierigkeiten ebenfalls be-
wusst. Er will seinen Vorschlag
deshalb auch nicht als Dauerlö-
sung verstanden wissen – son-
dern als Übergangsregelungmit
einem allfälligen Höchstbetrag
pro Firma. «In unkonventionel-
len Situationen muss man un-
konventionell denken.»

Brisante Idee des Ragusa-Patrons
Soll der Bund Trumps Zölle bezahlen? Daniel Bloch, Chef von Camille Bloch, bringt einen politisch
umstrittenen Vorschlag ins Spiel, der den BundMillionen, wenn nicht Milliarden Franken kosten würde.

Mitte-Partei Neben der Zürcher
NationalrätinYvonneBürgin kan-
didiert auch die Aargauer Na-
tionalrätin Maya Bally für das
Mitte-Fraktionspräsidium im
Bundeshaus. Gestern endete die
Anmeldefrist für Kandidaturen
für den Posten.

Damit stellen sich für die
Wahl, die an der Mitte-Frakti-
onssitzung vom 16. September
stattfinden soll, zwei Frauen zur
Verfügung,wie die Partei gestern
mitteilte. Weitere Kandidaturen
wurden nicht bekannt. Die Fin-
dungskommission prüfe nun die
eingegangenenKandidaturen auf
Vollständigkeit undÜbereinstim-
mungmit demAnforderungspro-
fil. Im Anschluss werde eine An-
hörung durchgeführt.

Der bisherige Amtsinhaber
Philipp Matthias Bregy (VS) war
Ende Juni zumneuen Parteiprä-
sidenten gewählt worden. (SDA)

AuchMaya Bally
will Fraktion leiten

FDP-Präsidium Der 40-jährige Lu-
zerner Ständerat Damian Mül-
ler hat sich entschieden, nicht
für das Präsidium der FDP zu
kandidieren. Das gab er gestern
in einer Medienmitteilung be-
kannt.Erhabe sich denEntscheid
sorgfältig überlegt. Doch er sei
zumEntschluss gekommen,dass
ihm an seinem Ständeratsman-
dat im Auftrag der Wählerinnen
undWählerdes Kantons Luzerns
zu viel liege. Das Parteipräsidi-
um würde ein «enormes Enga-
gement» bedeuten.Dieses könn-
te er nur schaffen, wenn er seine
eigenenQualitätsansprüche sen-
kenwürde. Solche Kompromisse
seien aberweder in seinem Inte-
resse noch in demderPartei. (red)

DamianMüller
kandidiert nicht

Gekaufte Unterschriften Kommer-
zielle Unterschriftensammel-
firmen für Initiativen und Re-
ferenden sollen nicht verboten
werden. Dieser Meinung ist die
zuständigeNationalratskommis-
sion. Sie hat Anträgen von links-
grüner Seite eine Abfuhr erteilt.
Mit 14 zu 10 Stimmen sagte die
Staatspolitische Kommission des
Nationalrats Nein zu einer parla-
mentarischen Initiative der Grü-
nen-Fraktion, die ein Verbot des
gewerbsmässigen Sammelns for-
dert. Eine weitere Initiative der
Grünen, die eine Bewilligungs-
pflicht für das gewerbsmässige
Unterschriftensammeln einfüh-
renwill,wurde mit 14 zu 9 Stim-
men abgelehnt. (SDA)

Zwei Anträge der
Grünen abgelehnt

Das Tuch zwischen Nicolas Ri-
moldi und der FDP war zer-
schnitten: Während der Pande-
mie trat der bekannte Massnah-
mengegner bei den Liberalen aus
und gründete seine eigene Bewe-
gung: Mit Mass-voll kandidierte
Rimoldi 2023 für den National-
rat – ohne Erfolg.

Bei derBewegung ist offenbar
die Luft raus – jetzt will Rimoldi
zurück in den Schoss der Libe-
ralen. Laut NZZ hat der 30-Jäh-
rige bei der FDP-Ortssektion Ill-

nau-Effretikon (seinemaktuellen
Wohnort) ein Aufnahmegesuch
gestellt. Rimoldi erklärt seinen
Sinneswandel damit, dass er die
Parteiwieder auf einen «freiheit-
lichenKurs» bringenund ihrhel-
fen wolle, vor allem junge Leu-
te besser anzusprechen. Die FDP
habe in Klima-, Corona- und Eu-
ropapolitik den Kompass verlo-
ren, so Rimoldi. Und er bringt
sich auch gleich als Kandidat für
die Nachfolge des zurücktreten-
den Parteipräsidenten Thierry

Burkart ins Gespräch. Die bisher
gehandelten Namen bezeichnet
er als «ungeeignet».

FDP Schweiz überlässt
den Entscheid den Zürchern
Oberwiederaufgenommenwird,
entscheidet die Ortspartei im
September – nach der Nomina-
tion derKandidaten für das neue
FDP-Präsidium. Rimoldi hofft,
dassman für ihn eineAusnahme
macht und das Aufnahmeproze-
dere beschleunigt behandelt.

Rimoldi engagierte sich früher
bei den Jungfreisinnigen. Nach
seinemAustritt wurde er als Co-
ronamassnahmen-Kritiker und
Gründer der Bewegung Mass-
voll bekannt. Nachdem er der
Partei im Streit den Rücken ge-
kehrt hatte,warf er ihr «Faschis-
mus» vor. Zuletzt sorgte Rimoldi
für Schlagzeilen, weil er gegen-
über einem EDU-Politiker tät-
lich geworden sein soll. Gegen
ihn sind mehrere Strafverfah-
ren hängig.

Die FDPSchweiz richtet aus: Zu-
ständig fürs Aufnahmegesuch
sei die Ortspartei, im Zweifel
die Kantonalpartei. Deren Präsi-
dent, Stadtrat Filippo Leuteneg-
ger, hat sich bereits eingeschal-
tet. Ein beschleunigtesVerfahren
gebe es nicht: «Am 3. September
entscheidet die Ortspartei inAb-
sprache mit der Kantonalpartei
über das Aufnahmegesuch von
Rimoldi», so Leutenegger.

Cyrill Pinto

Nicolas Rimoldi will zurück zur FDP – Filippo Leutenegger schaltet sich ein
Antrag auf Mitgliedschaft Der Coronamassnahmen-Gegner undMass-voll-Gründer will zum Freisinn zurück
und ihn wieder auf einen «freiheitlichen Kurs» bringen. Sogar das Parteipräsidium strebt er an.

Mass-voll-Gründer Nicolas
Rimoldi Ende Juli bei einer
Demonstration in Wien. Foto: AFP

Die Produktion des Ragusa-Riegels ist zentral für den Umsatz der Firma aus Courtelary BE. Fotos: Keystone

Chef der Schokoladenfabrik
Camille Bloch: Daniel Bloch.
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Oliver Zihlmann
und Svenson Cornehls

Der Berner Siebtklässler hat kei-
nenMigrationshintergrund und
besuchte einen höheren Leis-
tungszug in der Sekundarschu-
le. Doch der Satz, den er 2023 in
einem Deutsch-Test formulier-
te, hört sich eher nach Dialekt-
Slang an. Er schrieb: «Die Schü-
ler fuhren zum Mediamarkt, für
PC-Spiele zu kaufen.»

Andreas Aebi (65)war 38 Jah-
re lang Lehrer in Langnau im
Emmental, sechs Jahre war er
dort auch Schulleiter.Ausserdem
war er Mitglied im Steuerungs-
ausschuss des Kantons Bern zur
Umsetzung des Lehrplans 21.
Aebi nennt dieses Beispiel aus
seinem Unterricht, weil es seine
Erfahrung der letzten Jahre auf
den Punkt bringt. «Bis vor zehn
Jahren hätte ich gesagt, die Kin-
der sind vielleicht im Schreiben
schlechter, aber dafür können sie
andere Dinge», sagtAebi. «Heute
würde ich das nichtmehr unter-
schreiben. In Deutsch ist das Ni-
veau inzwischen in allen Sparten,
ausservielleicht im Sprechen, im
Sinkflug.»

Neue Schuldaten bis ins Jahr
2024 deuten darauf hin, dass
Aebis Beobachtung stimmt.
Die Kantone Basel-Stadt, Ba-
sel-Landschaft, Solothurn und
Aargau führen jedes Jahr Check-
Tests bei über 50’000 Schüle-
rinnen und Schülern durch.Weil
die Ergebnisse seit 2019 über
die Testjahre hinweg vergleich-
bar sind, lassen sich Leistungs-
entwicklungen erstmals über
fünf Jahre im Detail nachzeich-
nen. Für die Primarstufe sind
dieswohl die ersten verfügbaren
Langzeitdaten überhaupt.

In der Primarschule ging
fast ein Semester verloren
DerRecherchedesk vonTamedia
stellte bei den vier Kantonen ein
Gesuch zurEinsicht in die Ergeb-
nisse. Die exklusive Auswertung
wurde unterstützt und begleitet
vom Institut für Bildungsevalu-
ation (IBE), das die Check-Tests
konzipiert und sie jährlich aus-
wertet.

Die Daten zeigen für das Fach
Deutsch von 2019 bis 2024 ei-
nen Leistungsabfall in mehre-
ren Schulstufen. Es betrifft die
dritte und die fünfte Primarstufe
undweniger stark auch die zwei-
te Sekundarstufe. Der Abwärts-
trend betrifft alle drei Kompe-
tenzbereiche von Deutsch: Le-
sen, Schreiben und «Sprache im
Fokus».

Die Auswertung ergibt, dass
die Schülerinnen und Schüler
in Deutsch zwischen 2019 und
2024 in gewissen Schulstufen
über 30 Punkte verloren haben.
Die Unterschiede zwischen den
Kindern sind teils gross. Doch
über die Zeit gerechnet, fällt ein
durchschnittlicher Verlust von
30 Punkten ins Gewicht.

Denn pro Semester machen
die Kinder in der Volksschule in
Deutsch etwa 45 bis 47 Punkte
Fortschritt auf der Check-Skala.
Ein Verlust von 30 Punkten be-
deutet also, dass die Schülerin-
nen und Schülervon 2024 gegen-
über jenen von 2019 im Schnitt

zwei Drittel eines Semesters ver-
loren haben. ImTest «Sprache im
Fokus» werden unter anderem
deutsche Grammatik undOrtho-
grafie abgefragt. Dort haben die
Kinder innerhalb von fünf Jahren
teils fast ein Semester verloren.

Eine Auswertung des IBE nur
für den Kompetenzbereich Lesen
für die Jahre vor 2019 hat erge-
ben, dass es damals noch keinen
Abwärtstrend gab. Erste Einbli-
cke in die Check-Tests von 2025
zeigen, dass sich der negative
Trend in Deutsch bei den Fünft-
klässlern nicht fortsetzt. Doch in
der Sekundarschule gehen die
Leistungen in Deutsch offenbar
auch dieses Jahrweiter zurück. In
Mathematik sinken die Leistun-
gen eher, dafür steigen sie zum
Beispiel in Englisch leicht an.

Der Leistungsabfall zeigt
sich auch in der Pisa-Studie
Für Professor Urs Moser, Leiter
des IBE, ist der Abwärtstrend in
Deutsch noch kein Grund, die
Alarmglocken zu läuten. «Ein
scharfer Blick darauf ist aber ge-
rechtfertigt»,meintMoser, «denn
in einzelnen Kompetenzberei-
chen gehen die Leistungen jedes
Jahr konstant zurück.»

Für Moser ist klar, dass der
Trend auch für übrige Regio-
nen der Schweiz gilt: «Andere
Kantone hätten vielleicht bes-
sere Ergebnisse als in der Nord-
westschweiz, aber dass sie einen
anderen Trend zeigen, ist un-
wahrscheinlich.» Der Grund: In
den vier Kantonen lebt ein Vier-
tel derBevölkerung derDeutsch-
schweiz. Der Raum ist auch ein
Spiegel derDeutschschweiz,denn
er umfasst einen Teil des Mittel-
landes,mit Basel eineGrossstadt,
Agglomerationen und viele klei-
ne, ländliche Gemeinden.

Bei Schweizer 15-Jährigen gibt
es regelmässig eine weitere Er-
hebung, die landesweit Schüle-
rinnen und Schüler testet: die
Pisa-Studie. Dort stieg der An-
teil leistungsschwacher Schü-
lerinnen und Schüler zwischen
2015 und 2022von 20 auf 25 Pro-
zent. Im Lesen zeigte sich ein ge-
nereller Abwärtstrend bis 2022.
«ImKontext dieser langfristigen
Trends sind dieAbwärtstenden-
zen imBildungsraumNordwest-
schweiz durchaus ernst zu neh-
men», sagt IBE-Leiter Moser.

In den Sekundarschulen füh-
ren andere Kantone sogenannte
Stellwerk-Leistungstests durch.
DerKanton Luzernveröffentlich-
te dazu Zahlen, die zeigen, dass
die Leistungen in Deutsch von
2022 bis 2024 leicht, aber konti-
nuierlich abnehmen. In St. Gal-
len kam eine Studie zumSchluss,
dass die Leistungen der Sekun-
darschüler in den Stellwerktests
bis 2022 ungefähr konstant blei-
ben. Bei einer Befragung von
über 250Ausbildern für die Leh-
re sagte jedoch nur ein Drittel,
dass die Jugendlichen in Deutsch
undMathematik ein gleich gutes
Niveau wie vor zehn Jahren ha-
ben. 51 Prozent meinten, sie sei-
en «eher schlechter», 15 Prozent,
gar «viel schlechter» als früher.

Was sind die Ursachen für den
Rückgang der Deutsch-Leistun-
gen? Aus der Politik kommt re-
gelmässig die Vermutung, der

zunehmendeAnteil von Kindern
mit Migrationshintergrund drü-
cke die Leistungen. Doch die
Check-Testswidersprechen die-
ser Interpretation.

Zwar hat die Zahl der Schüle-
rinnen und Schüler, die Deutsch
nicht als erste Sprache spre-
chen, im Bildungsraum Nord-
westschweiz von 2019 bis 2024
tatsächlich um 4 Prozentpunk-
te zugenommen.Betrachtetman
jedoch nur die Deutsch-Mutter-
sprachler, erkennt man in der
fünften Primarklasse im Fach
Deutsch einen ganz ähnlichen
Rückgang. Mit anderen Worten,
auch die Schülerinnen und Schü-
ler mit Muttersprache Deutsch
werden Jahr für Jahr schlechter.

«Wir haben heute besser qua-
lifizierte Migranten, und es sind
vor allem die einheimischen
Schüler, die in den letzten zwan-
zig Jahren schlechter geworden
sind», konstatierte Stefan Wol-
ter, Professor für Bildungsöko-
nomie von der Uni Bern, kürz-
lich in der NZZ. «De facto sind
wir in der Schweiz alle schlech-
ter geworden.»

Andrea Erzinger, nationa-
le Projektmanagerin von Pisa,
mahnt zur Vorsicht. Sie verweist
darauf, dass Gesamterhebungen
wie bei den Check-Tests auch
Schwankungenunterworfen sein
können.Ausserdemsei nicht aus-
zuschliessen, dass es Besonder-
heiten in der Nordwestschweiz
gebe, die auf das Resultat ein-
wirkten.Doch auch sie sieht einen
Abwärtstrend namentlich beim
Lesen, allerdings nur für eine be-
stimmte Gruppe von Schülerin-
nen und Schülern.

Sozial Benachteiligte
sind eher betroffen
«Wir haben bei Pisa festgestellt,
dass der Leistungsabfall im Le-
senpraktisch ausschliesslich jene
50Prozent derKinderbetrifft, die
von ihrer sozialen Herkunft am
stärkstenbenachteiligt sind», sagt
Erzinger. Entgegen der gängigen
Vorstellung betrifft das auch vie-
le Kinder, die zu Hause Deutsch
sprechen. Dies habe sich auch
bei den jüngsten Erhebungen
zurÜberprüfung derGrundkom-
petenzen in der Volksschule ge-
zeigt. Gerade in Schultypen mit
tiefenAnforderungenwerdendie
Grundkompetenzen teils nurvon
einem geringenAnteil von Schü-
lerinnen und Schülern erreicht.

«MeineHypothese ist, dasswir
hier einenSchereneffekt des nach
Schultypen gegliederten Schul-
systems sehen,der sich zwischen
sozial benachteiligten und so-
zial privilegierten Kindern auf-
spannt», sagt sie. «Dieser Effekt
wird zunehmen,wennwirnichts
unternehmen. Das ist auch ein
Risiko für unsere Gesellschaft.»

Für den Emmentaler Leh-
rer Andreas Aebi, der die Ent-
wicklung seit Jahrzehnten ver-
folgt, sind die Effekte inzwi-
schen deutlich spürbar. «Der
Wortschatz ist ärmer geworden,
der Zugang zurLiteratur fällt vie-
len immer schwerer – wir kön-
nen das in der Sekundarschule
inzwischen nicht mehr aufho-
len», sagt Aebi. «Ich glaube, wir
sind als Gesellschaftwirklich am
Schwimmen.»

«Niveau im Sinkflug»: Schulkinder
haben immermehrMühemit Deutsch
Klarer Abwärtstrend Über 50’000 Kinder wurden jedes Jahr getestet. Jetzt zeigt sich, dass die Primar- und Sekundarschüler
bei Lesen, Schreiben und Sprache zurückfallen. Was ist da los?

Das sind die Check-Tests

Die Kantone Basel-Stadt, Basel-
Landschaft, Solothurn und Aargau
führen jedes Jahr in allen 3. und
5. Primar- und in den 2. und
3. Sekundarklassen standardisier-
te Leistungstests durch. So wer-
den jedes Jahr über 50’000 Pri-
mar- und Sekundarschüler in mehr
als 3100 Klassen einheitlich
getestet. Geprüft werden bis zu
zwölf Kompetenzbereiche in
Deutsch, Mathematik, Franzö-
sisch, Englisch sowie Natur und
Technik. Die Aufgaben werden
extern korrigiert und bewertet.

Verantwortlich für die Tests ist
die Firma IBE (Institut für Bildungs-
evaluation) unter der Leitung von
Pädagogikprofessor Urs Moser.
Das IBE war bis 2022 ein assozi-
iertes Institut der Uni Zürich. (red)

Deutsch als Muttersprache Alle Schüler

2019 2024
600600

650650

700700

2019 2024
600600
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700700
–30 Punkte–28 Punkte

Corona *Corona *

Auch Kompetenzen der Muttersprachler sinken

Durchschnittlich erreichte Punktzahlen in den Check-Tests im
Fachbereich Deutsch, 2019–2024, 5. Primarklassen

Lesehilfe: Der Fortschritt einer durchschnittlichen Schülerin / eines
durchschnittlichen Schülers in der Volksschule liegt im Fach Deutsch
bei 45 bis 47 Punkten pro Semester.

* Aufgrund von Corona fanden die Check-Tests später statt, was die
Leistungen verbesserte.
Grafik: cos / Quelle: Bildungsraum Nordwestschweiz, IBE

Sinkende Leistungen in Deutsch seit 2019

Durchschnittlicher Punkteverlust in den Check-Tests im Fachbereich Deutsch, 2019–2024
Total Sprache im Fokus Schreiben Lesen

3. Primarstufe 5. Primarstufe 2. Sekundarstufe

−35−35−35

−48−48−48

−37−37−37

−18−18−18

−30−30−30

−40−40−40

−22−22−22
−29−29−29

−18−18−18
−22−22−22

−18−18−18
−13−13−13

Lesehilfe: Der Fortschritt einer durchschnittlichen Schülerin / eines durchschnittlichen Schülers in der
Volksschule liegt im Fach Deutsch bei 45 bis 47 Punkten pro Semester.
Grafik: cos / Quelle: Bildungsraum Nordwestschweiz, IBE


